Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 


über die Gewährung von Kindergeld 
und die Errichtung von Familienausgleichskassen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Berechtigung 
§ 1 

Voraussetzungen des Anspruchs auf Kinder- 
geld 

(1) Kindergeld nach diesem Gesetz erhält 
auf Antrag, wer drei und mehr Kinder hat 
und 

1. auf Grund eines Beschäftigungsverhältnis- 
ses oder nach § 537 Abs. 1 Nr. 6 der 
Reichsversicherungsordnung, 

2. als Unternehmer, im Unternehmen tätiger 
Ehegatte oder in der Landwirtschaft als in 
häuslicher Gemeinschaft mit dem Unter- 
nehmer lebender Ehegatte, 

3. als Hausgewerbetreibender, Heimarbeiter, 
im Unternehmen tätiger Ehegatte oder als 
sonst im Unternehmen mit arbeitende Per- 
son 

nach dem Dritten Buche der Reichsversiche- 
rungsordnung bei einer Berufsgenossenschaft 
versichert ist oder sich versichern kann. 

4. nach § 541 Nr. 5 und 6 der Reichsversiche- 
rungsordnung versicherungsfrei ist. 

(2) Nach diesem Gesetz gelten als Kinder 
diejenigen, für die dem Berechtigten nach den 
§§ 32 Abs. 4 Nr. 2 bis 4 oder 39 Abs. 4 Nr. 2 
bis 4 des Einkommensteuergesetzes in der Fas- 
sung vom 15. September 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1355) eine Kinderermäßigung zu- 
steht oder gewährt wird. Für jedes Kind wird 


nur ein Kindergeld gewährt. Sind mehrere 
Personen für das gleiche Kind berechtigt, so 
ist das Kindergeld an den gesetzlichen Ver- 
treter des Kindes zu zahlen. Wird der Unter- 
halt des Kindes überwiegend von einer an- 
deren Person als dem gesetzlichen Vertreter 
bestritten, so hat diese gegen den gesetzlichen 
Vertreter Anspruch auf Zahlung eines Betra- 
ges in Höhe des Kindergeldes. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit den Bundes- 
ministern des Innern und der Finanzen durch 
Rechtsverordnung eine Regelung über Lei- 
stungen für Kinder im Rahmen der Leistun- 
gen dieses Gesetzes für die bei der Besatzungs- 
macht beschäftigten Personen und solche Per- 
sonen zu treffen, die bei einem Träger der 
gemeindlichen Unfallversicherung oder einer 
Ausführungsbehörde für Unfallversicherung 
auf Grund einer Beschäftigung bei einem 
Dienstherrn des öffentlichen Bereichs ver- 
sichert sind und die nach den maßgebenden 
Besoldungs- oder Vergütungsgrundsätzen (Ge- 
setzen, Tarifverträgen, Tarifordnungen, son- 
stigen Vereinbarungen oder Dienstordnungen) 
keinen Anspruch auf Leistungen für Kinder 
haben. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Kindergeld 
§ 2 

Höhe, Fälligkeit und Zahlung des Kinder- 
geldes 

(1) Das Kindergeld beträgt für das dritte 
und jedes weitere Kind je 20 Deutsche Mark 
monatlich. 


Dioick: Bonner Universitäts-Buchdnickerei Gebr. Sdieur, Bonn 
All ein vertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
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(2) Das Kindergeld wird vom Beginn des 
Kalcndermonats an gewährt, in dem die Vor- 
aussetzungen für die Gewährung erfüllt sind 
und der Antrag gestellt wird. Bei nicht recht- 
zeitiger Stellung des Antrags wird das Kin- 
dergeld vom Beginn des Monats an gezahlt, 
in dem der Antrag gestellt wird. 

(3) Das Kindergeld wird bis zum Ende des 
Monats gewährt, in dem die Voraussetzungen 
des Anspruchs wegfallen oder der Antrag wi- 
derrufen wird. 

(4) Das Kindergeld wird in Monatsbeträ- 
gen nachträglich ausgezahlt. Die Satzung der 
Familienausgleichskasse (§ 10) kann bestim- 
men, daß es in vierteljährlichen Beträgen aus- 
gezahlt wird. 


die erforderlichen Beweisurkunden nicht bei, 
so kann die Familicnausgleichskasse die Ge- 
währung des Kindergeldes versagen. 

(3) Fallen die Voraussetzungen für den An- 
spruch auf Kindergeld weg (§ 1 Abs. 1), so 
ist der Berechtigte verpflichtet, dies innerhalb 
von zwei Wochen nach dem Wegfall der Fa- 
milienausgleichskasse schriftlich anzuzeigen 
und wenn der Unternehmer das Kindergeld 
auszuzahlen hat (§ 3 Abs. 2), diesem. Der 
Unternehmer hat die Zahlung des Kinder- 
gelds einzustellen und die Anzeige unverzüg- 
lich an die Familienausgleichskasse weiterzu- 
leiten. Wird im letzteren Falle die Anzeige 
dem Unternehmer erstattet, so hat dieser sie 
unverzüglich an die Familienausgleichskasse 
weiterzuleiten. 


§ 3 


Anspruch auf Kindergeld und Zahlung 


§ 5 


(1) Der Anspruch auf Kindergeld richtet 
sich gegen diejenige Familienausgleichskasse, 
deren Berufsgenossenschaft der Berechtigte in 
dem ^*eweiligen Monat zuerst angehört hat. 
Der vnspruch erlischt mit dem Wegfall seiner 
Vor. ussetzungen oder mit dem Widerruf des 
Ani ;ags (§ 1 Abs. 1). 

(2) Das Kindergeld wird, unbeschadet einer 
abweichenden Regelung durch die Satzung der 
Familienausgleichskasse, durch den Unterneh- 
mer ausgezahlt. Das Nähere regelt die Sat- 
zung; sie kann insbesondere vorschreiben, daß 
und unter welchen Voraussetzungen die Fa- 
milienausgleichskasse das Kindergeld auszu- 
zahlen hat. 


§ 4 


Prüfung der Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung von Kindergeld durch die Familienaus- 
gleichskasse und Anzeigepflicht des Berechtig- 
ten bei Veränderungen 

(1) Die Familienausgleichskasse oder die 
von ihr beauftragte Stelle kann jederzeit prü- 
fen, ob die Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung des Kindergeldes erfüllt sind. Der Un- 
ternehmer und der Berechtigte sind verpflich- 
tet, der Familienausgleichskasse oder der von 
ihr beauftragten Stelle auf Verlangen alle 
Auskünfte zu geben und Beweisurkunden vor- 
zulegen, die zur Nachprüfung erforderlich 
sind. 

(2) Entzieht sich der Berechtigte ohne trif- 
tigen Grund der Nachprüfung oder bringt er 


Zusammentreffen des Kindergeldes mit Lei- 
stungen auf Grund eines Arbeitsverhältnisses 

(1) Erhalten die nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 3 
berechtigten Personen beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes aus dem ihrer Beschäftigung 
zu Grunde liegenden Rechtsverhältnis für 
Kinder Leistungen, so sind die Leistungen 
während der Geltungsdauer der Regelung, auf 
der sie beruhen, vorbehaltlich der Vorschrif- 
ten der Absätze 2 bis 4, neben dem Kinder- 
geld weiter zu gewähren. 

(2) Teilt der Verpflichtete dem Leistungs- 
berechtigten vor Ablauf von sechs Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieses Abschnittes des 
Gesetzes schriftlich mit, daß er für die Kinder, 
für die nach § 1 dieses Gesetzes Kindergeld 
zu gewähren ist, die bisherigen Leistungen 
nicht weitergewähren will, so wird er von 
dieser Verpflichtung befreit; im Falle einer 
betrieblichen oder tariflichen Regelung kann 
die entsprechende Mitteilung auch durch An- 
schlag im Betrieb erfolgen. 

(3) Beruht die Verpflichtung auf einem Ta- 
rifvertrag, so kann auch jede Tarifvertrags- 
partei durch schriftliche Mitteilung an die an- 
deren Tarifvertragsparteien die Befreiung von 
der Verpflichtung im Rahmen des Absatzes 2 
herbeiführen. Beruht die Verpflichtung auf 
einer Tarifordnung, so kann sich der Ver- 
pflichtete durch eine von der zuständigen ober- 
sten Arbeitsbehörde oder der von ihr bestimm- 
ten Stelle zu genehmigende Erklärung von der 
Verpflichtung im Rahmen des Absatzes 2 be- 
freien. 
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(4) Hat der Verpflichtete höhere Leistun- 
gen als das in § 2 festgesetzte Kindergeld ge- 
währt, so hat er in allen Fällen für die Dauer 
der Geltung der verpflichtenden Regelung den 
Unterschiedsbetrag zwischen diesen höheren 
Leistungen und dem Kindergeld weiterzuge- 
währen. 


§ 6 


Nichtübertragbarkeit des Kindergeldes 


Die Ansprüche auf Kindergeld können nicht 
übertragen, gepfändet oder verpfändet wer- 
den. 


DRITTER ABSCHNITT 

Aufbringung der Mittel 

§ 7 

Beiträge 

Die Mittel zur Durchführung dieses Gesetzes 
werden durch Beiträge aufgebracht. 

§ 8 

Kreis der Beitragspflichtigen und Meldepflicht 

(1) Beitragspflichtig ist, wer hinsichtlich der 
in § 1 Abs. 1 genannten Personen zur Auf- 
bringung von Mitgliederbeiträgen nach dem 
Dritten Buche der Reichsversicherungsordnung 
verpflichtet ist oder als Versicherter Beiträge 
aufzubringen hat oder nach Maßgabe des § 1 
Abs. 1 aufzubringen hätte. Das gleiche gilt 
für die nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 unter dieses Ge- 
setz fallenden Personen sowie für die nach 
§ 27 Abs. 1 von der Anwendung dieses Ge- 
setzes Befreiten hinsichtlich der Beträge, die 
auf sie nach Abzug ihrer eigenen Aufwendun- 
gen für Leistungen für Kinder nach Maßgabe 
dieses Gesetzes entfallen würden, wenn dieses 
Gesetz auf sie Anwendung finden würde 
(Ausgleichsbeiträge). 

(2) Die Regelung nach Absatz 1 gilt nicht, 
soweit die Voraussetzungen der Beitrags- 
pflicht nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 4 im letzten 
Geschäftsjahr vor der Erhebung des Beitrags 
oder eines Vorschusses insgesamt nicht min- 
destens drei Monate Vorgelegen haben. 

(3) Die nach Absatz 1 Beitragspflichtigen 
haben sich binnen zwei Wochen nach jeweili- 
ger öffentlicher Aufforderung bei der Fami- 
lienausgleichskasse der zuständigen Berufsge- 
nossenschaft zu melden. 


§ 9 


Aufbringung und Höhe der Beiträge 

(1) Die bei einer gewerblichen Berufsgenos- 
senschaft sowie die bei der See-Berufsgenos- 
senschaft errichteten Familienausgleichskassen 
haben die Mittel für ihren Bedarf und den 
auf sie entfallenden Anteil des Bedarfs des 
Gesamtverbandes durch Beiträge der nach § 8 
zur Zahlung der Beiträge Verpflichteten im 
Wege der Umlage aufzubringen. Für die Um- 
lage, die Erhebung der Beiträge und von Vor- 
schüssen sowie für die Rücklage sind die Vor- 
schriften maßgebend, die nach dem Dritten 
Buche der Reichsversicherungsordnung für die 
Berufsgenossenschaften gelten. Diese haben 
die für die Familienausgleichskassen erforder- 
lichen Mittel zusammen mit den für ihre 
eigenen Zwecke aufzubringenden Mittel im 
Auftrag der Familienausgleichskassen zu er- 
heben. 

(2) Jede bei einer landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaft errichtete Familienaus- 
gleichkasse hat ein Drittel der für ihren Be- 
darf an Kindergeld erforderlichen Mittel so- 
wie die Verwaltungskosten durch Beiträge der 
nach § 8 zur Zahlung der Beiträge Verpflich- 
teten im Wege der Umlage aufzubringen; die 
übrigen Mittel werden nach Absatz 1 aufge- 
bracht. Im übrigen finden die Vorschriften 
des Absatzes 1 Satz 2 Anwendung. 

(3) Die Verwaltungskosten, die den Berufs- 
genossenschaften für die Aufbringung der Mit- 
tel der Familienausgleichskassen zu erstatten 
sind, setzt die für die Aufsicht über den Ge- 
samtverband für die Familienausgleichskassen 
(§ 16) zuständige Stelle des Bundes nach An- 
hörung des Hauptverbandes der gewerblichen 
BerufsgenossensÄaften sowie des Bundesver- 
bandes der landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften fest. 


VIERTER ABSCHNITT 

Famüienausgleichskassen der Berufs- 
genossenschaften 

§ 10 

Errichtung, Rechtsnatur und anwendbares 
Recht 

(1) Als Träger der Kindergeldzahlung wird 
bei jeder Berufsgenossenschaft eine Familien- 
ausgleichskasse errichtet. 
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(2) Die Familienausgleichskassen sind selb- 
ständige Körperschaften des öffentlichen 
Rechts. 

(3) Soweit dieses Gesetz nichts anderes vor- 
schreibt, gelten für die Familienausgleichskas- 
sen die Vorschriften der Reidisversicherungs- 
ordnung über die Träger der Sozialversiche- 
rung und die Berufsgenossenschaften sowie 
die ZU ihrer Änderung, Ergänzung oder 
Durchführung erlassenen Vorschriften ent- 
sprechend. 

§ 11 

Aufsicht über die Familienausgleichskassen, 
Prüfung und Geschäftsbericht 

(1) Die Aufsicht über die Familienaus- 
gleichskassen führt die nach Bundes- oder 
Landesrecht jeweils für die Aufsicht über die 
Berufsgenossenschaften, bei denen die Fami- 
lienausgleichskassen errichtet sind, zuständige 
Stelle. 

(2) Sie kann jederzeit die Geschäfts- und 
Rechnungsführung der Familienausgleichs- 
kasse prüfen. 

(3) Der Aufsichtsbehörde ist jährlich ein 
Gesdiäftsbericht vorzulegen, der den Rech- 
nungsabschluß sowie eine Darstellung über 
die Entwicklung der Familienausgleichskasse 
im abgelaufenen Geschäftsjahr enthalten 
muß. Der Geschäftsbericht ist vom Vorstand 
zu erstatten und der Vertreterversammlung 
zur Billigung vorzulegen. 

§ 12 

Organe 

(1) Organe der Selbstverwaltung der Fami- 
lienausgleichskassen sind die Organe der Be- 
rufsgenossenschaften, bei denen sie errichtet 
sind, mit Ausnahme 'der Versichertenältesten 
und Vertrauensmänner. 

(2) Für die Vertreterversammlung und den 
Vorstand der Familienausgleichskassen gelten 
die Vorschriften der Reichsversicherungsord- 
nung über die Organe der Berufsgenossen- 
schaften und der zu Ihrer Änderung, Ergän- 
zung oder Durchführung erlassenen Vor- 
schriften entsprechend, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes vorschreibt. 


§ 13 

Geschäftsführung 

(1) Geschäftsführer der Familienausgleichs- 
kasse ist der Geschäftsführer der Berufsgenos- 
senschaft, bei der sie errichtet Ist. 

(2) Für die Geschäftsführung der Familien- 
ausgleichskassen ist die für die jeweilige Be- 
rufsgenossenschaft geltende Regelung maß- 
gebend. 


§ 14 

Aufgaben der Vertreterversammlung 

Die Vertreterversammlung der Familien- 
ausgleichskassen hat 

1. die Aufstellung und Änderung der Sat- 
zung, vorbehaltlich des § 15 Abs. 2 und 3, 
zu beschließen, 

2. die Umlage nach Maßgabe der für die 
einzelnen Berufsgenossenschaften gelten- 
den Grundlagen der Beitragserhebung fest- 
zusetzen sowie über Vorschüsse zu be- 
schließen, 

3. den Haushaltsplan festzusetzen, 

4. die Jahresrechnung zu prüfen und abzu- 
nehmen, 

5. den Vorstand und den Geschäftsführer zu 
entlasten, 

6. Grundsätze für die Anlegung sowie die 
Verwaltung des Vermögens und der 
Rücklage zu beschließen, 

7. über die Dienstordnung für die Ange- 
stellten der Familienausgleichskasse zu be- 
schließen, 

8. über die Stelle, die im Widerspruchsver- 
fahren entscheidet (§ 85 Abs. 2 Nr. 2 des 
Sozialgerichtsgesetzes vom 3. September 
1953 — Bundesgesetzbl. I S. 1239 — ), zu 
beschließen, 

9. über Angelegenheiten zu beschließen, die 
Ihr vom Vorstand vorgelegt werden, 

10. eine Geschäftsordnung zu beschließen; 
dies gilt entsprechend für die Geschäfts- 
ordnung der Stelle nach Nr. 8, 
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1 1 . der Geschäf tsordnung des Vorstandes zu- 
zustimmen. 

§ 15 

Satzung 

(1) Die Satzung muß Bestimmungen ent- 
halten über 

1 . die Rechte und Pflichten der Vertreter- 
versammlung, Art der Beschlußfassung 
der Vertreterversammlung sowie ihre 
Vertretung nach außen, 

2. die Art der Beschlußfassung des Vorstan- 
des und seiner Vertretung nach außen, 
die Form der Willenserklärung des Vor- 
standes und seiner Unterschrift für die 
Familienausgleichskasse, 

3. die Art und den Umfang der Tätigkeit 
der Geschäftsführung, 

4. die Vertretung der Familienausgleichs- 
kasse gegenüber dem Vorstand, 

5. 'die Vertretung der Familienausgleichs- 
kasse gegenüber der Berufsgenossenschaft, 
bei der sie errichtet ist, oder dem Ge- 
samtverband für Familienausgleichskas- 
sen, 

6. die Bildung von Ausschüssen der Or- 
gane, jedes Organ muß mindestens einen 
Ausschuß für die Erledigung von Fragen 
der Familienausgleichskasse haben, 

7. die Auszahlung 'des Kindergeldes, 

8. die Aufstellung und Abnahme der Jahres- 
rechnung, 

9. die Veröffentlichung des Jahresabschlusses, 

10. die Art der Bekanntmachungen, 

1 1 . die Änderung der Satzung. 

(2) Die Satzung und ihre Änderung be- 
dürfen der Genehmigung der Aufsichtsbe- 
hörde (§ 11 Abs. 1). 

(3) Wird die Genehmigung versagt, so hat 
die Vertreterversammlung in der von der 
Aufsichtsbehörde festgesetzten Frist eine neue 
Satzung zu beschließen. Kommt kein Be- 
schluß zustande oder wird auch die neue Sat- 
zung nicht genehmigt, so kann die Aufsichts- 
behörde die Satzung erlassen und auf Ko- 
sten der Familienausgleichskasse durchführen. 
Dies gilt entsprechend für Satzungsänderun- 
gen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Gesamtverband für die Familienausgleichs- 
kassen 

§ 16 

Errichtung und Rechtsnatur 

(1) Als Träger des Ausgleichs zwischen den 
Familienausgleichskassen wird beim Haupt- 
verband der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften der Gesamtverband für die Familien- 
ausgleichskassen errichtet. 

(2) Der Gesamtverband ist eine selbstän- 
dige Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

(3) Soweit dieses Gesetz nichts anderes 
vorschreibt, gelten für den Gesamtverband 
die Vorschriften der Reichsversicherungsord- 
nung über die Träger der Sozialversicherung 
und die gewerblichen Berufsgenossenschaften 
sowie die zu ihrer Änderung, Ergänzung oder 
Durchführung erlassenen Vorschriften ent- 
sprechend. 

§ 17 

Aufsicht über den Gesamtverband, Prüfung 
und Geschäftsbericht 

(1) Die Aufsicht über den Gesamtverband 
für die Familienausgleichskassen führt die 
nach Bundesrecht für die Aufsicht über bun- 
desunmittelbare gewerbliche Berufsgenossen- 
schaften zuständige Stelle. 

(2) Die Vorschriften des § 11 Abs. 2 und 3 
finden entsprechende Anwendung. Der Ge- 
schäftsbericht ist mit Billigung des Verwal- 
tungsausschusses (§ 18) vom Geschäftsführer 
(§ 20) zu erstatten. 

§ 18 

Verwaltungsausschuß 

(1) Beim Gesamtverband für die Familien- 
ausgleichskassen wird als Organ der Selbst- 
verwaltung ein aus neun Mitgliedern beste- 
hender Verwaltungsausschuß gebildet. Die 
Mitgliederversammlung des Hauptverbandes 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
wählt aus den in ihr vertretenen Arbeitgebern 
und Versicherten, jeweils für sich getrennt, 
je drei Mitglieder und deren Stellvertreter. 
Je ein Vertreter der Arbeitgeber, der Selb- 
ständigen ohne fremde Arbeitskräfte sowie 
der Versicherten und deren Stellvertreter 
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werden von den in der Mitgliederversamm- 
lung des Bundesverbandes der landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften vertretenen 
Arbeitgebern, Selbständigen ohne fremde Ar- 
beitskräfte sowie Versicherten gewählt. Dem 
Verwaltungsausschuß können auch ein nach 
§ 27 Abs. 1 von der Anwendung dieses Ge- 
setzes Befreiter und insoweit auch dessen 
Stellvertreter angehören. Die Vorschriften 
des § 12 Abs. 2 für die Vertreterversamm- 
lung gelten entsprechend. 

(2) Der Verwaltungsausschuß hat die Mit- 
tel, die nach § 9 Abs. 1 und 2 von den bei 
den gewerblidien Berufsgenossenschaften so- 
wie der See-Berufsgenossenschaft errichteten 
Familienausgleichskassen aufzubringen sind, 
sowie die Aufwendungen des Gesamtverban- 
des auf die genannten Kassen umzulegen und 
von ihnen zu erheben. 

Der Verwaltungsausschuß hat ferner 

1. die Aufstellung und Änderung der Sat- 
zung zu beschließen, 

2. den Geschäftsführer und dessen Stellver- 
treter zu wählen, 

3. den Haushaltsplan festzusetzen, 

4. die Jahresrechnung zu prüfen und abzu- 
nehmen sowie den Geschäftsführer zu 
entlasten, 

5. Grundsätze für die Verwaltung der Be- 
triebsmittel zu beschließen, 

6. über die Dienstordnung der Angestellten 
des Gesamtverbandes zu beschließen, 

7. über Angelegenheiten zu beschließen, die 
ihm vom Geschäftsführer vorgelegt wer- 
den, 

8. eine Geschäftsordnung zu beschließen. 

(3) Der Verwaltungsausschuß kann auf 
Antrag einer in Absatz 1 Satz 2 genannten 
Berufsgenossenschaft einen Ausgleich von 
Leistungsverpflichtungen der bei den gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften sowie der See- 
Berufsgenossenschaft errichteten Familien- 
ausgleichskassen beschließen. Insoweit ent- 
scheiden die nach Absatz 1 Satz 2 gewählten 
Mitglieder aus dem Kreise des Hauptverban- 
des der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
allein, 

(4) Der Verwaltungsausschuß kann auf An- 
trag einer landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaft einen Ausgleich von Leistungsver- 
pflichtungen der bei den landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften errichteten Familien- 
ausgleichskassen beschließen. Soweit der Ver- 
waltungsausschuß hiernach ausschließlich in 


Angelegenheiten der bei den landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften errichteten Fa- 
milienausgleichskassen entscheidet, gehören 
ihm die Stellvertreter der Mitglieder mit 
gleichen Rechten und Pflichten wie das je- 
weilige Mitglied selbst an. Insoweit entschei- 
den die nach Absatz 1 Satz 3 gewählten Ver- 
treter aus dem Kreise des Bundesverbandes 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten allein. Die Mitgliederversammlung des 
Bundesverbandes wählt je zwei weitere Stell- 
vertreter. 

(5) Die Beschlüsse nach den Absätzen 2 bis 
4 bedürfen der Genehmigung der für die 
Aufsicht nach § 17 zuständigen Stelle. 

(6) Soweit der Verwaltungsausschuß Aus- 
gleichszahlungen festsetzt, hat der Gesamt- 
verband einen Anspruch auf Zahlung der 
Ausgleichsbeträge gegen die beteiligten Fa- 
milienausgleichskassen, und die Familienaus- 
gleichskassen haben einen Anspruch auf Ge- 
währung der festgesetzten Ausgleichsbeträge. 

§ 19 
Satzung 

(1) Die Satzung des Gesamtverbandes für 
die Familienausgleichskassen muß Bestim- 
mungen enthalten über: 

1. die Rechte und Pflichten des Verwaltungs- 
ausschusses, 

2. die Vertretung des Gesamtverbandes ins- 
besondere gegenüber den Familienaus- 
gleichskassen und dem Geschäftsführer 
des Gesamt Verbandes, 

3. die Form der Willenserklärung des Ge- 
schäftsführers und seiner Unterschrift für 
den Gesamtverband, 

4. die Aufstellung und Abnahme der Jahres- 
rechnung, 

5. die Veröffentlichung des Jahresabschlusses, 

6. die Art der Bekanntmachung, 

7. die Änderung der Satzung. 

(2) Die Vorschriften des § 15 Abs. 2 und 3 
gelten auch für den Gesamtverband. 

§ 20 

Geschäftsführung 

(1) Der Verwaltungsausschuß des Gesamt- 
verbandes für die Familienausgleichskassen 
wählt einen Geschäftsführer und dessen Stell- 
vertreter. Die Tätigkeit des Geschäftsführers 
kann nebenamtlich ausgeübt werden. 
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(2) Der Geschäftsführer gehört dem Ver- 
waltungsausschuß mit beratender Stimme an. 
Er führt die laufenden Verwaltungsgeschäfte 
und vertritt den Gesamtverband gerichtlich 
und außergerichtlich. 

(3) Beschränkungen der gerichtlichen und 
außergerichtlichen Vertretung sind Dritten 
gegenüber nur wirksam, soweit sic sich aus 
der Satzung ergeben. Im übrigen Ist für die 
Geschäftsführung des Gesamtverbandes die 
Regelung maßgebend, die für die Geschäfts- 
führung des Hauptverbandes der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften gilt. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Verfahren bei Gewährung von Kindergeld, 
bei der Aufbringung der Mittel und 
Rechtsweg 

§ 21 

Stellung des Antrags auf Kindergeld 

(1) Der Antrag auf Gewährung von Kin- 
dergeld ist bei der Familienausgleichskasse zu 
stellen. 

(2) Der Antrag auf Kindergeld muß die 
zum Nachweis der Berechtigung nach § 1 
Abs. 1 und 2 erforderlichen Angaben ent- 
halten. Das Nähere regelt die Satzung der 
Famllienausglcichskasse; sie kann die Ver- 
wendung eines Vordrucks vorschreiben. 

(3) Der Antrag bedarf zu seiner Gültigkeit 
einer Bestätigung. Sie Ist zu erteilen 

1. bei Antragstellern, die Arbeitnehmer sind, 
vom Unternehmer, 

2. bei Antragstellern, die nicht Arbeitneh- 
mer sind und denen eine Kinderermäßi- 
gung nach § 39 Abs. 4 Nr. 2 bis 4 des 
Einkommensteuergesetzes gev/ährt wird, 
von dem für sie zuständigen Finanzamt, 

3. bei sonstigen Antragstellern von der Ge- 
meindebehörde des Wohnsitzes oder 
Aufenthaltsortes. 

Das Nähere regelt der Bundesminister für 
Arbeit durch Verwaltungsvorschrift, im Falle 
der Nr. 2 im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen und Im Falle der Nr. 3 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern. 

(4) Wird im Falle einer Befreiung nach 
§ 27 Abs. 1 der Anspruch auf eine diesem Ge- 
setz entsprechende Leistung ganz oder teil- 


weise abgelehnt oder wird der Anspruch auf 
die Leistung nicht erfüllt, so kann der Be- 
rechtigte den Anspruch bei der für ihn ohne 
die Befreiung zuständigen Familienausgleichs- 
kasse erheben. 


§ 22 


Bescheid über den Antrag auf Kindergeld 
und Rechtsbehelf 

(1) Wird der Anspruch auf Kindergeld an- 
erkannt oder abgelehnt, so ist ein schriftlicher 
Bescheid zu erteilen. 

(2) Wird das Kindergeld gewährt, so ist 
in dem Bescheid die Höhe und der Beginn 
anzugeben. Der Bescheid muß den Hinweis 
enthalten, daß er bindend wird, wenn der 
Antragsteller nicht Innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des Bescheides Widerspruch 
bei der Familienausgleichskasse einlegt. 

(3) Im Falle der Ablehnung oder teilweiser 
Ablehnung des Anspruchs auf Kindergeld 
ist der Bescheid mit einer Belehrung zu ver- 
sehen, daß. bei welcher Stelle und Innerhalb 
welcher Frist Widerspruch zulässig ist. 

(4) Über den Widerspruch entscheidet die 
von der Vertreterversammlung der Familien- 
ausgleichskasse bestimmte Stelle. 

(5) Ist die Belehrung unterblieben oder 
unrichtig erteilt, so ist die Einlegung des Wi- 
derspruchs nur innerhalb eines Jahres seit 
Zustellung des Bescheides zulässig, außer 
wenn die Einleeung vor Ablauf der Jahres- 
frist infolge höherer Gewalt unmöglich war 
oder eine sdirlftliche Belehrung dahin erfolgt 
ist, daß ein Rechtsbehelf nicht gegeben sei. 

(6) Die Regelung nach Absatz 1 und 2 gilt 
entsprechend, wenn das Kindergeld entzogen 
oder eingestellt wird. 


§ 23 

öffentlich-rechtliche Streitigkeiten 

(1) Die Gerichte der Sozialgeriditsbarkelt 
entscheiden über öffentlich-rechtliche Strei- 
tigkeiten in Angelegenheiten dieses Gesetzes. 

(2) Angelegenheiten dieses Gesetzes sind 
insbesondere die Streitigkeiten, die zu ent- 
scheiden sind 

1. zwischen den Berechtigten und der Fa- 
milienausgleichskasse, 

2. zwischen den Familienausgleldiskassen und 
den Berufsgenossenschaften, 
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3. zwischen den bei den Berufsgenossenschaf- 
ten errichteten Familienausgleichskassen 
und dem Gesamtverband für Familien- 
ausgleichskassen, 

4. zwischen den nach § 27 Abs. 1 nicht 
unter dieses Gesetz fallenden Berechtigten 
und den nach § 27 Abs. 1 Befreiten, so- 
weit es sich um die Berechtigung nach 
diesem Gesetz handelt, 

5. zwischen der Familienausgleichskasse und 
den nach § 27 Abs. 1 Befreiten sowie im 
Verfahren auf Befreiung nach § 27. 


§ 24 


Anwendung sonstiger Vorschriften 


(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes vor- 
schreibt, gelten für das Verfahren bei Gewäh- 
rung von Kindergeld und den Rechtsweg die 
Vorschriften der Reichsversicherungsgesetze 
für die Invaridenversicherung und die zu 
ihrer Änderung, Ergänzung oder Durchfü- 
rung erlassenen Vorschriften entsprechend. 

(2) Für das Verfahren bei der Aufbrin- 
gung der Mittel und den Rechtsweg gelten, 
soweit dieses Gesetz nichts anderes vor- 
schreibt, die Vorschriften des Dritten Buches 
der Reichsversicherungsordnung und die zu 
ihrer Änderung, Ergänzung oder Durchfüh- 
rung erlassenen Vorschriften entsprechend. 

(3) Für das Verfahren vor den Gerichten 
der Sozialgerichtsbarkeit gelten, vorbehaltlich 
der Vorschriften dieses Gesetzes über das 
Vorverfahren, die Vorschriften des Sozial- 
gerichtsgesetzes mit der Maßgabe, daß die 
Berufung ausgeschlossen ist, soweit der Be- 
ginn oder das Ende des Anspruchs auf Kin- 
dergeld streitig ist. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Ordnungswidrigkeiten, Vergehen 
§ 25 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Eine Ordnungs Widrigkeit begeht, wer 
es unterläßt, die in § 4 Abs. 3 vorgeschrie- 
bene Anzeige zu erstatten oder seiner Melde- 
pflicht nach § 9 zu genügen. 

(2) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, wer 
die Wahl zum Mitglied des Verwaltungsaus- 
schusses des Gesamtverbandes für die Fami- 


lienausgleichskassen ohne zulässigen Grund 
ablehnt oder als Mitglied eines Organes einer 
Familienausgleichskasse oder des Gesamtver- 
bandes für die Familienausgleichskassen oder 
als bei einer Familienausgleichskasse oder dem 
Gesamtverband beschäftigte Person sich der 
Erfüllung seiner Pflichten entzieht oder vor- 
sätzlich dieses Gesetz oder die Satzung nicht 
befolgt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 1000 Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 

(4) Die Verfolgung der Ordnungswidrig- 
keit verjährt in zwei Jahren. 

(5) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 
25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 177) ist 
zulässig. 

(6) Verwaltungsbehörde im Sinne des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten ist der 
Bundesminister für Arbeit. Dieser nimmt 
auch die Befugnisse der obersten Verwaltungs- 
behörde (§ 66 Abs. 2 des vorgenannten Ge- 
setzes) wahr. 

(7) § 55 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist nicht anzuwenden; 
die Vorschriften der Strafprozeßordnung 
über den Gerichtsstand gelten sinngemäß. 

§ 26 

Vergehen 

(1) Wer 

1, durch wissentlich falsche Angaben oder 
durch die Verweigerung der nach § 4 
Abs. 2 verlangten Auskunft Leistungen 
erhalten hat oder zu erhalten versudit, 
die ihm nach dem Gesetz nicht zustehen, 

2. in der Absicht, sich oder einem anderen 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil 
zu verschaffen, es unterläßt, die in § 4 
Abs. 3 vorgeschriebene Anzeige zu erstat- 
ten oder seiner Meldepflicht nach § 8 
Abs. 3 nicht genügt, 

wird, sofern nicht nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften eine schwere Strafe verwirkt Ist, 
mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft. Mit der gleichen Strafe kann belegt 
werden, wer hierzu gegen Entgelt Beistand 
leistet oder seinen Beistand anbietet. 

(2) Für die unbefugte Offenbarung oder 
Verwertung von Geschäfts- oder Betriebsge- 
heimnissen durch ein Mitglied eines Organes 
oder einen Beschäftigten einer Famillenaus- 
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gleichskasse, des Gesamtverbandes für die 
Familienausgleichskassen, einer Berufsgenos- 
senschaft oder des Hauptverbandes der ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften gelten die 
Vorschriften der §§ 142 und 143 der Reichs- 
versicherungsordnung. 

(3) Sind im Falle der Absätze 1 und 2 mil- 
dernde Umstände vorhanden, so ist auf Geld- 
strafe zu erkennen. 

(4) Für die Beamten, die Verwendung und 
Beitreibung der Geldstrafen, die Verjährung 
der Strafverfolgung und die Verjährung der 
Strafvollstreckung gelten die §§ 145 bis 148 
derReichsversicherungsordnung entsprechend. 


ACHTER ABSCHNITT 


Übergangs- und Sdilußbestimmungen 


§ 27 


Ausnahmen von der Geltung des Gesetzes 

(1) Der Vorstand der bei den gewerblidien 
Berufsgenossenschaften sowie bei der See- 
Berufsgenossenschaft errichteten Familienaus- 
gleichskassen kann die in § 8 Abs. 1 Genann- 
ten auf Antrag, unbeschadet der Regelung 
in § 21 Abs. 4, von der Anwendung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes befreien, wenn 

1 . eine Einrichtung einer Wirtschafts- oder 
Berufsgruppe den nach § 1 Abs. 1 Berech- 
tigten eine Leistung für Kinder gewährt, 
die für jeden Einzelfall mindestens dem 
Kindergeld nach § 2 Abs. 1 dieses Ge- 
setzes entspricht; das gleiche gilt unter 
denselben Voraussetzungen für sonstige 
Regelungen, die die Gewährung von Lei- 
stungen für Kinder zum Gegenstand ha- 
ben, und 

2. gewährleistet ist, daß die Einstellung oder 
Beschäftigung Kinderreicher nicht er- 
schwert oder gefährdet wird und 

3. eine Verpflichtung übernommen wird, 
etwaige Ausgleichsbeiträge (§ 8 Abs. 1 
Satz 2) zu zahlen. 

(2) Die Familienausgleichskasse kann die 
Befreiung bei Wegfall der Voraussetzungen 
nach Absatz 1 aufheben. 

(3) Beschlüsse nach Abs. 1 Nr. 1 Halbsatz 1 
bedürfen der Genehmigung der für die Auf- 
sicht über die Familienausgleichskassen nach 
Bundes- oder Landesrecht jeweils zuständigen 
Stelle. 


§28 

Vorbereitung der Errichtung der Familien- 
ausgleichskassen und des Gesamtverbandes für 
die Familienausgleichskassen 

(1) Der Bundesminister für Arbeit trifft die 
Maßnahmen, die für die Aufnahme der Tä- 
tigkeit der Familienausgleichskassen und des 
Gesamtverbandes für die Familienausgleichs- 
kassen notwendig sind. Die vorbereitende Tä- 
tigkeit des Bundesministers für Arbeit endigt 
spätestens mit der Feststellung der Wahl des 
Verwaltungsausschusses. 

(2) Die durch vorbereitende Maßnahmen 
nach Absatz 1 entstehenden Kosten trägt der 
Gesamtverband. 


§29 

Bildung eines Verwaltungsausschusses 

Der Bundesminister für Arbeit oder In sei- 
nem Auftrag der Vorsitzende des Hauptver- 
bandes der gewerblichen Berufsgenossenschaf- 
ten beruft die Mitgliederversammlung des 
Hauptverbandes der gewerblichen Berufsge- 
nossenschaften zur Wahl der Mitglieder des 
Verwaltungsausschusses des Gesamtverbandes 
für die Familienausgleichskassen nach § 18 
Abs. 1 Satz 2 und leitet die Sitzung. Das glei- 
che gilt für die Wahl der Mitglieder des Ver- 
waltungsausschusses durch die Mitgliederver- 
sammlung des Bundesverbandes der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenchaften nach § 18 
Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Satz 3 und 
deren Leitung. 


§30 

Kindergeld für Kinder von Angehörigen 
fremder Staaten sowie Kindergeld für außer- 
halb des Bundesgebiets befindliche deutsche 
Staatsangehörige 

(1) Angehörige fremder Staaten, denen 
nach dem Einkommensteuergesetz eine Kin- 
derermäßigung zusteht (§ 32 Abs. 4 Nr. 2 
und 4, § 39 Abs. 4 Nr. 2 und 4 EStG) oder 
gewährt wird (§ 32 Abs. 4 Nr. 3 und 4, § 39 
Abs. 4 Nr. 3 und 4 EStG), erhalten, soweit 
In zwischenstaatlichen Abkommen oder in- 
nerstaatlichen Vorschriften nicht Abweichen- 
des bestimmt ist, für Kinder, die nicht im 
Bundesgebiet wohnen oder sich dort nicht 
gewöhnlich aufhalten, kein Kindergeld nach 
diesem Gesetz. 

(2) Die Bundesregierung ist ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Ausnahmen von den 
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Vorschriften des Absatzes 1 zuzulassen, so- 
weit Gegenseitigkeit verbürgt ist. 

(3) Die Bundesregierung ist ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Zahlung von 
Kindergeld an solche deutsche Staatsange- 
hörige zu regeln, die sich außerhalb des Bun- 
desgebiets aufhalten und nach den Gesetzen 
des Aufenthaltsortes keine Leistungen für 
Kinder erhalten. 


§ 31 


Verjährung und Aufrechnung 


(1) Der Anspruch auf Kindergeld verjährt 
in zwei Jahren nach Ablauf des Kalender- 
jahres der Fälligkeit. Das gleiche gilt für den 
Anspruch auf Rückstände, soweit sie nicht ab- 
sichtlich hinterzogen sind. 

(2) Gegen Ansprüche auf Kindergeld darf 
die Familienausgleichskasse bis zur Hälfte nur 
aufredinen auf 

1 . geschuldete Beiträge oder Beitragsvorschüsse, 

2. Rückzahlung zu Unrecht gezahlten Kinder- 
geldes, 

3. Geldbußen, die vom Vorstand der Fami- 

lienausgleichskassen verhängt sind. 


§32 

Steuer-, Abgaben- und Gebührenfreiheit 

(1) Das Kindergeld gilt nicht als Einkom- 
men, Verdiep'^i- nHpr Entgelt im Sinne des 
Steuer- oder der Sozialversicherungsgesetze. 
Das gleiche gilt für Leistungen für Kinder, 
die nach § 29 gewährt werden, soweit sie die- 
sem Gesetz hinsichtlich der Voraussetzungen 
und der Höhe entsprechen. 

(2) Die Beiträge, die Zahlungen von Kin- 
dergeld im Rahmen dieses Gesetzes und die 
Ausgleichszahlungen nach § 18 Abs. 3 und 4 
sind Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
im Sinne des Einkommensteuergesetzes. Zu- 
rückgezahlte Beiträge unterliegen den Steuer- 
gesetzen. 

(3) Die Familienausgleichskassen und der 
Gesamtverband für die Familienausgleichs- 
kassen sind von allen Steuern des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden befreit. 

(4) Alle Verhandlungen und Urkunden, die 
bei den Familienausgleichskassen, dem Ge- 


samtverband, den Berufsgenossenschaften 
oder dem Hauptverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften erforderlich werden, 
um die Rechtsverhältnisse zwischen ihnen, 
den Berechtigten oder den Beitragspflichtigen 
zu begründen oder abzuwickeln, sind ge- 
bührenfrei. Das gleiche gilt für die außerge- 
richtlichen Verhandlungen und Urkunden 
dieser Art sowie für solche privatrechtlichen 
oder amtlichen Vollmachten oder Bescheini- 
gungen, welche nach diesem Gesetz zum Aus- 
weis oder zur Nachweisung erforderlich wer- 
den. 


§ 33 

Rechts- und Amtshilfe 

Die Vorschriften der §§ 115 und 116 der 
Reiclisversicherungsordnung gelten auch für 
die Familienausgleichskassen und den Ge- 
samtverband für die Familienausgleichskassen 
sowie gegenüber diesen. § 117 der Reichsver- 
sicherungsordnung gilt entsprechend. 


§ 34 

Ermächtigung zum Erlaß von Verwaltungs- 
vorschriften 

Der Bundesminister für Arbeit erläßt vor- 
behaltlich der in diesem Gesetz vorgesehenen 
Einschränkungen die zu seiner Durchführung 
erforderlichen Verwaltungsvorschriften. 


§ 35 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der 
Vorschriften des Zweiten und Dritten Ab- 
schnitts mit seiner Verkündung in Kraft. Den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vorschrif- 
ten des Zweiten und Dritten Abschnitts be- 
stimmt die Bundesregierung. 

(2) Dieses Gesetz gilt auch im Lande Ber- 
lin, wenn das Land Berlin die Anwendung 
dieses Gesetzes feststellt. 


Bonn, den 11. März 1954 


Dr. von Brentano und Fraktion 
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